
Staatskanzlei
des Landes Nordrhein-Westfalen

Staatskanzlei  Nordrhein-Wesffalen, 40190 Düsseldorf

Herrn
██████
███████

██████

Ihre lFG-Anfrage „lnterne Weisungen & Dokumente zum Umgang
mit Rassismus [#191248]" über ,,fragdenstaat.de" vom 26. Juni
2020

███████████

mit Anfrage vom 26. Juni 2020 wenden Sie sich an die Staatskanzlei und

bitten darum,  Ihnen  Folgendes zuzusenden:

„Sämtliche  internen  Dokumente  zum  Umgang  mit  Rassismus  in  ihrem
Hause. Das kann z. 8. umfassen..  lnformationsmaterialien, Schulungsun-

terlagen,  Handreichungen,  Weisungen,  etc.  zum  Umgang  mit  rass.isti-

schen Vorfällen oder ÄUßerungen zu strukturellem  Rassismus oder um-

gekehri zur anti-rassistischer Arbeit; ebenso Beschwerdestatistiken oder
sonstige Dokumente zum Thema.``

Zunächst  möchte  ich  darauf  hinweisen,  dass  die  Landesregierung  sich

bereits    bei    der    Einstellung    von    Mitarbeiterinnen    und    Mitarbeitern

ausdrücklich         um         die         Gewinnung         von         Personen         mit

Einwanderungsgeschichte bemüht und diese Bemühen weiter verstärkt.

Aufgrund  einer Vereinbarung  im  aktuellen  Koalitionsvertrag wurde  unter

Federführung   des   Ministeriums   für   Kinder,    Familie   Flüchtlinge   und

lntegration     des     Landes     Nordrhein-Westfalen     eine    Arbeitsgruppe
"lnterkulturelle Öffnung der Landesverwaltung" eingerichtet, deren Ziel es

ist,         Maßnahmen        zur        Gewinnung        von         Menschen         mit

Einwanderungsgeschichte für den öffentlichen  Dienst zu entwickeln  und

zu fördern,  dafür Sorge zu tragen,  dass geeignete,  diskriminierungsfreie
Verfahren zur Besetzung von Stellen in der Landesverwaltung verwendet

werden    sowie    den    Ausbau    von     Fortbildungsangeboten    für    die
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Beschäftigten   der   Landesverwaltung   zum   Erwerb   und   zur   Stärkung

interkultureller Kompetenz sicherzustellen.

Alle  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter werden  bei Aufnahme der Tätigkeit

in  der  Staatskanzlei  ausdrücklich  auf  die  Achtung  unserer  freiheitlich-

demokratischen  Grundordnung verpflichtet,  zu der nach Art.  3 GG auch

die Ablehnung jedes Rassismus gehört.

Hier   im   Haus   ist   eine   Beschwerdestelle   für   Verstöße   gegen   das

Allgemeine     Gleichbehandlungsgesetz     (AGG)     eingerichtet,     dessen
Anwendungsbereich sich auch auf Benachteiligungen  "aus Gründen der

Rasse" erstreckt. Zu der Einrichtung diese Beschwedestelle gibt es einen
Hauserlass, den  ich  lhnen in  Kopie beigefügt habe.  Darüber hinaus sind

im   lntranet   der   Staatskanzlei   auch   lnformationen   zum   Umgang   mit

Beschwerden   nach   dem   AGG   abrufbar,   welche   ich   lhnen   ebenfalls

ausgedruckt beigefügt habe.

AUßerdem     stehen     in     jeder     Dienststelle     mehrere     sog.     Soziale

Ansprechpartner    zur    Verfügung,    die    entsprechend    geschult    sind.

Schließlich griffe bei etwaigen Vorfällen auch das Dienst-, Disziplinar-und

ggfs. das Strafrecht ein.

Zu den von  lhnen erfragten Schulungsunterlagen greift die Staatskanzlei

auf  eine  für  sämtliche   Mitarbeiter  der  Landesverwaltung  zugängliche
"Online-Schulung"        zum       AGG        zurück,        welche        durch        die

Fortbildungsakademie    des    Ministeriums    des    lnneren    des    Landes

Nordrhein-Westfalen  bereitgestellt  wird.  Screenshots  der  einschlägigen

Seiten habe ich diesem Schreiben beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen

lm Auftrag

█
████

█
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IA3

Chef der Staatskanzlei

des Landes Nordrhein-Westfalen

15. Oktober 2007

Hauserlass

Einrichtung einer „Beschwerdestelle" im Sinne des AIlgemeinen

Gleichbehandlungsgesetzes

1.    Ziel

Ziel des am  18.08.2006 in Kraft getreten Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes

(AGG)  ist es,  (ungerechtfertigte) Benachteiligungen aus Gründen der Rasse oder

wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder Weltanschau-

ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen  ldentität zu verhindern oder

zu  beseitigen  (§  1  AGG).

Die Beschäftigten  haben bei  Nichteinhaltung des Benachteiligungsverbots das

Recht,  sich zu beschweren (§ 13 AGG).

2.   Beschwerdestelle

Die Beschwerdestelle (F]eferat 18 2 '[Landesgesetzgebung, Justitiariat, Vergabestel-

le")  prüft die  Beschwerde und  beteiligt -je nach Art der   Diskriminierung -frühzeitig

weitere Personen/Organisationseinheiten oder lnteressensvertretungen (Personalre-

ferat, Gleichstellungsbeauftragte, Schwerbehindertenvertretung).  Das Ergebnis der

Prüfung teilt sie der oder dem beschwerdeführenden  Beschäftigten  mit.

Gegebenenfalls werden gemeinsam mit der Clearingstelle geeignete Maßnahmen

ergriffen.

3.   Oraanjsatorische Anbinduna

Die Beschwerdestelle legt mir ihre Berichte unmittelbar vor.  Sie berichtet mir minde-

stens einmal jährlich über die vorgetragenen Beschwerden.



-2-

4.   Schulunasmaßnahmen:

Die nach §  12 Abs.1  Satz 2 und Abs. 2 AGG notwendigen Schulungsmaßnahmen

zum AGG werden durch das Fteferat 1 A 1  sichergestellt.

5.   C[earinaste[le

Zur Unterstützung der Beschwerdestelle wird eine Clearingstelle eingerichtet.

Die Clearingstelle klärt Fragen und  Unsicherheiten bei der Umsetzung des AGG.

Zusammensetzung:

>----l,_L=(lA1)
>      +L                      +-+         --J   (personairat)

>=-_-==(GstB)
>T±._T±-Vertrauenspersonderschwerbehinderten)

6.   Zeit[icher F]ahmen

Die Beschwerdestelle wird  unbefristet eingerichtet.

Karsten Beneke



1 A 3/ GstB

Umgang mit Beschwerden nach dem AGG

Liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,

Oktober 2007

Mit Hauserlass hat Herr Cds die ,,Beschwerdestelle nach dem Allgemeinen Gleichbehand-

lungsgesetz (AGG)" eingerichtet.

Hierzu einige vertiefende lnformationen:

Beschäftigte -Frauen und  Männer -haben danach die Möglichkeit,  sich zu beschweren,

wenn sie Benachteiligungen erfahren.  Das gilt auch für Benachteiligungen am Arbeits-

platz.  Das AGG nennt hierzu acht Benachteiligungsgründe:

- Rasse,

- ethnische Herkunft,

-Geschlecht,

-Fleligion,

-Weltanschauung,

-Behinderung,

- Alter,

- sexuelle  ldentität.

Diese können von der Kollegin oder dem  Kollegen,  auch als Gruppe, vom Arbeitgeber und

von Dritten, wie  Kunden oder den Mitarbeitenden einer Fremdfirma verübt werden.

Das AGG verpflichtet alle Arbeitgeber,  ihren  Beschäftigten eine im Betrieb/in der Djenst-

`stelle hierfür zuständige Stelle zu benennen.  ln der Staatskanzlei ist das Referat 18 2

„Landesgesetzgebung, Justitiariat, Vergabewesen`` zuständig. Hier sollen die Be-

schwerden eingereicht und auch geprüft werden. Anschließend ist das Ergebnis der Prü-

fung der Beschäftigten/dem  Beschäftigten mitzuteilen.  Liegt eine Benachteiligung vor,  ist

der Arbeitgeber verpflichtet, alle erforderlichen Maßnahmen zur Beseitigung der Benach-

teiligung zu treffen.

Die Aufgabe wird von 1  8 2 in enger Absprache mit dem  Personalreferat, der Gleichstel-

lungsbeauftragten, der Schwerbehindertenvertretung und dem Personalrat wahrgenom-

men.  Hierzu wurde eine Clearingstelle eingerichtet.



Bei jeder Beschwerde sichert 1  8 2 grundsätzlich Vertraulichkeit und Verschwiegenheit zu.

Dies gilt auch gegenüber der Hierarchie bzw.  allgemein gegenüber der Arbeitgeberseite.

Die Beschwerdestelle hat das F]echt, die Beschwerde nicht weiterzuleiten, wenn dies der

Wunsch der Beschwerdeführerin/des Beschwerdeführers ist.  Die/der Benachteiligte muss

das F]echt behalten, das Verfahren jederzeit einseitig zu beenden.

Die Beschwerdestelle hat die Pflicht zur Klärung der Beschwerde.  Sie kann beteiligte Be-

schäftigte zu einem Gespräch einladen.  Einer Einladung der Beschwerdestelle ist nachzu-

kommen.  Die Beschwerdestelle ist wejsungsfrei.

Sobald der Arbeitgeber von der Beschwerde erfährt,  ist er gesetzlich verpflichtet, geeigne-

te Maßnahmen zur Beseitigung der Benachteiligung zu unternehmen.

Für weitere Fragen steht die Beschwerdestelle zur Verfügung.

f thß,,;€ h`q,r                    3fflh ütßJeT-
Christina Halstenberg                                                             Beate weber
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